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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident 

Dr. Lehofer sowie die Hofräte Dr. Himberger und Dr. Chvosta als Richter, 

unter Mitwirkung des Schriftführers Dr. Zeleny, über die Revision des 

Dr. med. vet. P H, vertreten durch die Dr. Roland Gabl Rechtsanwalts KG 

in Linz, gegen den Beschluss des Landesverwaltungsgerichts Oberösterreich 

vom 13. Jänner 2026, Zl. LVwG-703062/19/KHa, betreffend eine 

Angelegenheit nach dem Oö. Polizeistrafgesetz (belangte Behörde vor dem 

Verwaltungsgericht: Bezirkshauptmannschaft Braunau), den Beschluss  

gefasst: 

Die Revision wird, soweit sie sich auf das Verfahren nach dem 

oberösterreichischen Polizeistrafgesetz bezieht, zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Aus dem angefochtenen Beschluss ergibt sich, dass dem Revisionswerber mit 

Straferkenntnis der belangten Behörde vom 16. April 2025 unter anderem eine 

Übertretung des § 3 Abs. 1 und 2 Oö. Polizeistrafgesetz angelastet und über ihn 

(gemäß § 10 Abs. 1 Z a Oö. Polizeistrafgesetz) eine Geldstrafe in der Höhe 

von 150 Euro sowie eine Ersatzfreiheitsstrafe verhängt wurde. 

2 Die dagegen vom Revisionswerber erhobene Beschwerde wies das 

Landesverwaltungsgericht Oberösterreich - nach Vorlageantrag gegen die 

Beschwerdevorentscheidung der belangten Behörde - mit dem angefochtenen 

Beschluss als verspätet zurück und erklärte die Revision für unzulässig. 

3 Die Revision ist unzulässig. 

4 Gemäß § 25a Abs. 4 VwGG ist eine Revision wegen Verletzung in Rechten 

(Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG) nicht zulässig, wenn in einer 

Verwaltungsstrafsache 1. eine Geldstrafe von bis zu 750 Euro und keine 

Freiheitsstrafe verhängt werden durfte und 2. im Erkenntnis eine Geldstrafe 

von bis zu 400 Euro verhängt wurde. 

5 § 25a Abs. 4 VwGG erfasst mit der in Z 1 genannten Verhängung einer 

Freiheitsstrafe lediglich die Androhung einer primären Freiheitsstrafe, nicht 
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aber die einer Ersatzfreiheitsstrafe (vgl. VwGH 18.9.2025, 

Ra 2025/03/0092, mwN). 

6 Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes schließt der 

Begriff der „Verwaltungsstrafsache“ auch rein verfahrensrechtliche 

Entscheidungen ein (vgl. erneut etwa VwGH 18.9.2025, 

Ra 2025/03/0092, mwN). 

7 Gemäß § 10 Abs. 1 Z a Oö. Polizeistrafgesetz wird die in Rede stehende 

Verwaltungsübertretung mit Geldstrafe bis zu 360 Euro bestraft. 

8 Da die kumulativen Voraussetzungen des § 25a Abs. 4 VwGG somit erfüllt 

sind (vgl. dazu wiederum VwGH 18.9.2025, Ra 2025/03/0092, mwN), war 

die Revision - in Bezug auf die in die Zuständigkeit des Senates 03 

des Verwaltungsgerichtshofes fallende Übertretung 

des Oö. Polizeistrafgesetz - gemäß § 34 Abs. 1 VwGG mit Beschluss als 

absolut unzulässig zurückzuweisen. Soweit sich die Revision gegen die 

Bestrafung nach dem Sicherheitspolizeigesetz richtet, wird auf den Beschluss 

des Verwaltungsgerichtshofes vom 13. Mai 2026, Ra 2026/01/0062, 

hingewiesen. 

W i e n ,  am 19. Juni 2026 

 


